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Stuttgart, den 04.12.2025 

Gemeinsame Stellungnahme zum Entwurf einer Verordnung des 

Sozialministeriums zur Ausführung des Teilhabe- und 

Pflegequalitätsgesetzes (TPQGAVO) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

Für die Möglichkeit, zum Entwurf der Teilhabe- und Pflegequalitätsgesetz -

Ausführungsverordnung (TPQGAVO) schriftlich Stellung nehmen zu kön-

nen, danken wir.  

 

Die mit dem TPQG angestrebte Entbürokratisierung begrüßen wir. Gleich-

zeitig bedauern wir, dass die von uns im Rahmen der drei vorgeschalteten 

mündlichen Austauschrunden (zuletzt am 06.06.2025) eingebrachten Ände-

rungswünsche im vorliegenden Entwurf kaum berücksichtigt worden sind.  

Die vorliegende Stellungnahme beschränkt sich auf das Aufgreifen einiger 

zentraler Punkte sowie auf die Änderungsvorschläge zu den Neuerungen, 

die bei den mündlichen Anhörungen noch nicht bekannt waren. 

Zu § 3 und § 5 Abs. 1 – Bestandseinrichtungen 

Der Prozess der Umsetzung der Anforderungen der Landesheimbauverord-

nung aus dem Jahre 2009 ist in vielen Einrichtungen noch nicht abgeschlos-

sen. Der Einrichtungsbetrieb erfolgt auf der Grundlage von Übergangsfris-

ten und / oder Befreiungen. Teilweise sind mit den Heimaufsichten Stufen-

pläne zur Umsetzung vereinbart. 

Der vorliegende Entwurf enthält keine Regelung mehr für die nach gelten-

dem Recht noch bis 2034 mögliche, vom Wortlaut her nicht an konkrete Vo-

raussetzungen geknüpfte Übergangsfrist in § 5 Abs. 2 LHeimBauVO. Die 

Streichung dieser Übergangsregelung verschlechtert die Rechtslage für Be-

standseinrichtungen. Diese Verschlechterung zum Status Quo ist nicht mit 

dem Vertrauensschutz vereinbar. 
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Es ist nur noch die Möglichkeit einer Befreiung nach § 5 Abs. 1 vorgesehen. 

Die Befreiung wird dabei nach der Begründung zum Verordnungsentwurf an 

enge, schwer erfüllbare Voraussetzungen geknüpft. 

Für uns ist nicht verständlich, wie dies mit bisherigen Aussagen des Minis-

teriums in Einklang zu bringen ist, wonach Lösungen für das Entfallen der 

Übergangsfrist über Befreiungen gefunden werden können.  

Nach den Ergebnissen einer repräsentativen Umfrage der Verbände der 

Pflegeeinrichtungen im Frühjahr 2025, die dem Ministerium mit Schreiben 

vom 02.06.2025 übermittelt wurden, wurden von den 31.522 Plätzen der teil-

nehmenden Einrichtungen 6.164 Plätze auf Basis von verlängerten Über-

gangsfristen gemäß § 5 Abs. 2 LHeimBauVO oder einer Befreiung gemäß § 

6 LHeimBauVO betrieben. Bei ca. 4.750 Plätzen sind die Befreiungen befris-

tet. Der Umfang der betroffenen Plätze zeigt die große Versorgungsrelevanz. 

Gleichzeitig hat die Umfrage belegt, dass sich die Versorgungsituation in 

der Langzeitpflege seit 2019 deutlich verschlechtert hat. Sofern Umsetzun-

gen erforderlicher Baumaßnahmen in Angriff genommen werden, verteuern 

diese die Kosten für den Heimplatz erheblich.  

In einer Zeit, in der neben fehlenden Pflegeheimplätzen vor allem auch die 

hohen Eigenanteile für die Bewohnerinnen und Bewohner allseits beklagt 

werden, wäre es ein notwendiger Schritt, im Rahmen dieser Reform Nach-

korrekturen vorzunehmen. 

Die Verbände appellieren deshalb, bestehende Bescheide über befristete 

Ausnahmen zu entfristen. 

Es wird folgende Änderung vorgeschlagen: 

§ 5 Abs. 1 wird um folgenden Satz 2 ergänzt:  

„Soweit vor Inkrafttreten der Verordnung auf der Grundlage von § 5 Abs. 2 

oder § 6 Abs. 1 LHeimBauVO i.d.F. vom 18.04.2011 Bescheide über befris-

tete Abweichungen erteilt worden sind, werden diese entfristet.“  

Eine angemessene Alternative in Bezug auf die ausnahmslose Einzelzim-

mervorgabe für die Dauerpflege in § 3 Abs. 1 wäre eine Regelung wie in 

Bayern, wonach in stationären Einrichtungen ein angemessener Anteil der 

persönlichen Wohnräume als Einzelwohnräume ausgestaltet sein muss.  

Zu § 5 Abs. 2 – Einzelfallbefreiungen für besondere Lagen 

Nach dem Wortlaut und vor allem auch nach der Begründung bietet § 5 

Abs. 2 wenig Möglichkeiten für Einzelfallabweichungen. Laut Entwurf darf 

die Erfüllung der Regelanforderungen nicht mit den besonderen Bedürfnis-

sen der Bewohnerinnen und Bewohner und mit der fachlichen Konzeption 

des Trägers vereinbar sein. Nach den Ausführungen in der Begründung 
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wird dies nur in atypischen Fällen zum Zuge kommen, wobei erkennbar auf 

die heutigen Tatbestände in § 6 Abs. 2 LHeimBauVO abgestellt wird.  

Die Verbände haben hier wiederholt mehr Gestaltungsfreiheit gefordert. 

Dies ist umso wichtiger, als das Gesetz (TPQG-E) selbst keine Regelungen 

zur Erprobung mehr enthalten soll. Wenn ein Träger ein überzeugendes 

Konzept hat, soll die Heimaufsicht dieses auch zulassen können. 

Der Normenkontrollrat hat im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens zum 

TPQG ausdrücklich angeregt, die kategorische Herausnahme von Befreiun-

gen von baulichen Anforderungen für Neubauten zu überdenken, um Mög-

lichkeiten zur Abweichung zu eröffnen, wie dies auch andere Bundesländer 

tun (LT-Drs. 17/9652, S. 67). 

Es werden folgende Änderungen vorgeschlagen: 

 

§ 5 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

„Sofern die Erfüllung der in den §§ 3 oder 4 genannten Anforderungen im 

Einzelfall nicht mit den besonderen Bedürfnissen der Bewohnerinnen und 

Bewohner und oder der verfolgten fachlichen Konzeption des Trägers ver-

einbar ist, kann die zuständige Behörde auf Antrag des Trägers ganz oder 

teilweise Befreiungen erteilen.“ 

Zu § 4 Abs. 2 – Sollvorgabe einer Küche pro Wohngruppe 

 

Entgegen den wiederholten Forderungen der Verbände der Pflegeeinrich-

tungen hält der Entwurf an der Sollvorgabe fest, dass in jeder Wohngruppe 

eine Küche vorhanden sein soll. Diese Vorgabe führt zu erheblichen zusätzli-

chen Investitions- und Betriebskosten und betrifft Grundrissplanungen so-

wie Flächenbedarfe. Angesichts der seit Jahren steigenden Energie-, Bau- 

und Finanzierungskosten stellt diese Vorgabe eine zusätzliche strukturelle 

Belastung dar, die den Erhalt und Ausbau von Pflegeplätzen deutlich er-

schwert. Ein Mehrwert einer voll ausgestatteten Küche pro Wohngruppe ist 

nicht in allen Settings gegeben. Die Einrichtung vollwertiger Küchen in jeder 

Wohngruppe geht zulasten anderer gemeinschaftlich nutzbarer Flächen und 

erschwert die Umsetzung bedarfsgerechter Wohn- und Betreuungskon-

zepte. In Bestandsgebäuden kann dies zu unverhältnismäßigen Umbaumaß-

nahmen oder sogar zu Flächenverlusten führen, die die Wirtschaftlichkeit 

des Betriebs beeinträchtigen. Moderne stationäre Pflege arbeitet zuneh-

mend mit flexiblen, personenzentrierten Wohnkonzepten, die nicht zwin-

gend eine vollwertige Küche pro Einheit voraussetzen. 

In der Begründung findet sich lediglich der Hinweis, dass eine Abweichung 

von der Soll-Vorschrift nur möglich ist, wenn dies zur Umsetzung eines kon-

zeptionellen Ziels gerechtfertigt ist. Dies ist enger, als dies in der mündli-

chen Anhörung kommuniziert wurde. Denn damit wird mehr gefordert als 

eine gute Konzeption, wie die entsprechenden Bedürfnisse der Bewohnerin-

nen und Bewohner auch ohne eine Küche in jedem einzelnen Wohnbereich 
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bedient werden können (z. B. weil pro Wohnbereich ohnehin nur wenige Be-

wohnerinnen und Bewohner die Küche überhaupt nutzen werden). 

 

Zudem fehlt eine Verschriftlichung der Zusicherung des Ministeriums aus 

der mündlichen Anhörung, dass auch eine Küchenzeile in einem Gemein-

schaftsraum ausreichend sein kann, um die Anforderung zu erfüllen, wenn 

die Verpflegung primär durch externe Lieferungen erfolgt. Dies wurde vom 

Ministerium als Argument gegen das Verursachen hoher Kosten einge-

wandt.  

 

Vom Wortlaut her legt der Begriff Küche ohne nähere Erläuterung aber 

nahe, dass es sich um einen eigenen Raum handeln muss.   

Die Mindestforderung der Verbände ist daher, dass durch Korrektur der Be-

gründung oder durch eine Orientierungshilfe für die Heimaufsichten klarge-

stellt wird, dass  

1. eine Abweichung von der Soll-Vorgabe möglich ist, wenn eine gute Kon-

zeption vorliegt, nach der eine Küche für zwei Wohngruppen ausrei-

chend ist 

 

2. eine Küche auch in Form einer Küchenzeile zulässig ist, wenn es nur um 

das Aufwärmen bei einer externen Speisenversorgung geht.  

Zu § 6 - Einrichtungsleitung 

Absatz 5 bis 7 

Die Absätze 5 bis 7 regeln Abweichungen von den Grundsätzen „eine Ein-

richtungsleitung für eine Einrichtung“, „ein Vollzeitäquivalent als Einrich-

tungsleitung bei Einrichtungen mit mehr als 90 Bewohnerinnen und Bewoh-

nern“ und „Trennung der Funktionen Einrichtungsleitung und verantwortli-

che Pflegefachperson“. Wie bisher, entscheidet die Heimaufsicht auf Antrag 

der Einrichtung über die Zulassung der Abweichung. Die bisherige Geneh-

migungsfiktion soll entfallen, ohne dass die Änderung vom Verordnungsge-

ber begründet wird. Da die Genehmigungsfiktion ein geeignetes Instrument 

ist, um für die Einrichtungsträger zeitnah Rechtssicherheit zu gewährleisten 

und die Verfahren zu entbürokratisieren, fordern die Leistungserbringerver-

bände die Beibehaltung der bisherigen Regelung und deren Übertragung in 

einen neuen § 6 Absatz 8. 

Eine solche Regelung dient nicht nur der Verfahrensbeschleunigung, son-

dern auch der Wahrung berechtigter Vertrauensinteressen der Einrichtungs-

träger und sichert eine Balance zwischen behördlicher Aufsicht und prakti-

scher Umsetzbarkeit der Anforderungen. 
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Es werden folgende Änderungen vorgeschlagen: 

Es wird ein neuer § 6 Absatz 8 eingefügt: 

Die zuständige Behörde hat über den Antrag nach § 8 Absatz 5, 6 und 7 in-

nerhalb von zwei Monaten nach Eingang des Antrags zu entscheiden; sie 

kann die Frist gegenüber dem Träger der stationären Einrichtung einmalig 

um bis zu zwei Monate verlängern. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn 

über den Antrag nicht innerhalb der nach Satz 1 maßgeblichen Frist ent-

schieden worden ist. 

Zu § 7 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 S. 2 – Persönliche Ausschlussgründe  

 

Die derzeitige Fassung des § 7 Abs. 1 Nr. 1 AVO knüpft die Ungeeignetheit 

einer Person unter anderem an eine rechtskräftige Verurteilung zu einer 

Geldstrafe von mindestens 90 Tagessätzen. Diese Grenze erweist sich jedoch 

als nicht sachgerecht, da sie nicht der strafrechtlichen Systematik und den 

Vorgaben des Bundeszentralregistergesetzes (BZRG) entspricht und damit 

Personen erfassen kann, die strafrechtlich als nicht vorbestraft gelten. 

Nach § 32 Abs. 2 BZRG werden Geldstrafen von nicht mehr als 90 Tagessät-

zen nicht in das Führungszeugnis aufgenommen, sofern keine weiteren Ein-

tragungen vorliegen. Die Strafrechtsprechung und -praxis orientieren sich an 

dieser Wertung: Eine Person, die zu bis zu 90 Tagessätzen verurteilt wurde, 

gilt gemäß § 53 Abs. 1 BZRG als „unbestraft“ und darf sich ausdrücklich 

auch so bezeichnen. Erst eine Geldstrafe von 91 Tagessätzen oder mehr führt 

dazu, dass die Verurteilung im Führungszeugnis erscheint und die betroffene 

Person im strafrechtlichen Sinne als „vorbestraft“ gilt. 

 

Der Unterschied zwischen 90 und 91 Tagessätzen ist daher qualitativer Na-

tur: Erst mit Überschreiten der Grenze von 90 Tagessätzen entfalten straf-

rechtliche Verurteilungen jene Außenwirkung, die eine Einstufung als vorbe-

straft begründet. Dies spiegelt sich auch in der gerichtlichen Praxis wider, 

die häufig bewusst Verurteilungen zu 90 Tagessätzen ausspricht, um die 

schwerwiegenden Folgen eines Eintrags im Führungszeugnis zu vermeiden. 

 

Vor diesem Hintergrund würde die aktuelle Regelung in § 7 Abs. 1 Nr. 1 AVO 

dazu führen, dass bereits Personen als ungeeignet gelten, die strafrechtlich 

gerade nicht vorbestraft sind. Anknüpfungspunkt für eine Ungeeignetheit 

muss eine Verurteilung zu mehr als 90 Tagessätzen sein.  

 

Es werden folgende Änderungen vorgeschlagen: 

 

(1) Bei Personen, die in der Einrichtung beschäftigt sind, dürfen keine Tatsa-

chen vorliegen, die die Annahme rechtfertigen, dass sie für die von ihnen 

ausgeübten Tätigkeiten persönlich ungeeignet sind. Ungeeignet ist insbe-

sondere, wer 

 

1. wegen einer Straftat gegen das Leben, die sexuelle Selbstbestimmung 

oder die persönliche Freiheit, wegen vorsätzlicher Körperverletzung, wegen 
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Erpressung, Urkundenfälschung, Untreue, Diebstahls, Unterschlagung, Be-

trugs oder Hehlerei oder wegen einer gemeingefährlichen Straftat zu einer 

Freiheitsstrafe oder Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen 

 

(2) (…) Ungeeignet ist insbesondere, wer wegen einer Straftat nach Absatz 1 

Satz 2 Nummer 1 oder wegen einer Insolvenzstraftat zu einer Freiheitsstrafe 

oder Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen oder in den letzten fünf Jahren 

wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 oder 3 rechtskräftig 

verurteilt worden ist und die Eintragung der Verurteilung noch nicht aus dem 

Bundeszentralregister zu tilgen ist. 

Zu § 8 - Verantwortliche Pflegefachperson 

Absatz 1  

Die Vorschrift regelt, dass in stationären Pflegeeinrichtungen die Pflege und 

Betreuung unter der ständigen Verantwortung einer verantwortlichen Pfle-

gefachperson zu erfolgen hat. Die bisherige Regelung zur Qualifikation, wo-

nach als verantwortliche Pflegefachkraft geeignet ist, wer die Voraussetzun-

gen nach § 71 Absatz 3 Satz 1, 4 und 5 SGB XI erfüllt, soll entfallen. Auch die 

Verordnungsbegründung enthält keinen Verweis auf die Regelungen im 

SGB XI. Die Anbindung der Eignungsanforderungen an § 71 Absatz 3 SGB 

XI hat sich über Jahre hinweg als praktikabel, rechtssicher und fachlich an-

gemessen erwiesen. Sie gewährleistet eine bundesweit einheitliche Qualifi-

kationsgrundlage, schafft Planungssicherheit für die Einrichtungen und ver-

hindert divergierende Auslegungen der Heimaufsichtsbehörden. 

Die Verbände der Leistungserbringer sprechen sich dafür aus, die bisherige 

Regelung zur Qualifikation der verantwortlichen Pflegefachkraft beizubehal-

ten. Diese hat sich bewährt und bietet den Einrichtungen Rechtssicherheit. 

Auch mit Blick darauf, dass der Verordnungsgeber den im Entwurf eines Ge-

setzes zur Befugniserweiterung und Entbürokratisierung in der Pflege ver-

wendeten Begriff „verantwortliche Pflegefachperson“ übernehmen will, um 

die Begrifflichkeiten im Ordnungsrecht und Leistungsrecht nach SGB XI zu 

vereinheitlichen (vgl. die Begründung zu § 8 Absatz 1) ist nicht nachvollzieh-

bar, dass bei der Qualifikation die Bezugnahme auf das SGB XI entfallen 

soll. Die Leistungserbringerverbände fordern daher, die bisherige Regelung 

zur Eignung der verantwortlichen Pflegefachkraft beizubehalten und in den 

§ 8 Absatz 1 zu übertragen. 

Es werden folgende Änderungen vorgeschlagen: 

§ 8 Absatz 1 wird wie folgt formuliert: 

In Einrichtungen nach § 2 Nummer 1 TPQG hat die Pflege und Betreuung 

unter der ständigen Verantwortung einer verantwortlichen Pflegefachper-

son zu erfolgen. Als verantwortliche Pflegefachperson ist geeignet, wer die 

Voraussetzungen nach § 71 Absatz 3 Satz 1, 4 und 5 SGB XI erfüllt. 
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Absatz 2 

§ 8 Absatz 2 regelt, dass für die verantwortliche Pflegefachperson in statio-

nären Pflegeeinrichtungen in der Regel ein Stellenumfang von einem Voll-

zeitäquivalent erforderlich ist. Von dieser Anforderung kann auf Antrag mit 

vorheriger Zustimmung der Heimaufsicht abgewichen werden, wobei der 

Stellenumfang von 0,5 Vollzeitäquivalenten nicht unterschritten werden 

darf. Die bisherige Genehmigungsfiktion soll entfallen, ohne dass die Ände-

rung vom Verordnungsgeber begründet wird. Wir verweisen auf unsere 

Ausführungen zu § 6 Absatz 5 bis 7 und fordern die Beibehaltung der bishe-

rigen Regelung sowie deren Übertragung in einen neuen § 8 Absatz 3. 

Es werden folgende Änderungen vorgeschlagen: 

Es wird ein neuer § 8 Absatz 3 eingefügt: 

§ 6 Absatz 8 gilt entsprechend. 

Zu § 9 - Pflegefachkräfte und andere Fachkräfte 

Absatz 3 

Die Regelung nimmt Bezug auf Nummer 2 der Anlage 1 und bestimmt, dass 

in stationären Pflegeeinrichtungen „andere Fachkraft“ ist, wer berechtigt ist, 

eine der dort aufgelisteten Berufsbezeichnungen zu führen. Im Verord-

nungsentwurf nicht mehr aufgeführt sind dort die Berufsbezeichnungen Po-

dologinnen und Podologen, Masseurinnen und medizinische Bademeiste-

rinnen und Masseure und medizinische Bademeister mit bundeseinheitlich 

geregelter zweieinhalbjähriger Ausbildung. Diese Änderung – die im Verord-

nungsentwurf nicht näher begründet wird – ist nicht nachvollziehbar. Podo-

loginnen/Podologen und Masseurinnen und medizinische Bademeisterin-

nen/Masseure und medizinische Bademeister sind qualifizierte Fachkräfte, 

die unter ärztlicher Anordnung therapeutische Maßnahmen durchführen, 

häufig mit alten und chronisch erkrankten Menschen arbeiten und ihren Be-

ruf auch in stationären Pflegeeinrichtungen ausüben.  

Sie stellen in verschiedenen stationären Pflegeeinrichtungen nach wie vor 

einen wichtigen Bestandteil der therapeutischen Versorgung dar. Es ist da-

her systematisch nicht stimmig, sie aus dem Katalog der „anderen Fach-

kräfte“ zu entfernen. Unklar ist zudem, wie mit den bisher in den Einrichtun-

gen Beschäftigten dieser Berufsgruppen umgegangen werden soll: Es muss 

in jedem Fall sichergestellt sein, dass Mitarbeitende dieser Berufsgruppen 

Bestandsschutz haben. 

Die Streichung widerspricht außerdem dem Grundsatz einer realitätsgerech-

ten Abbildung der professionsbezogenen Versorgungslandschaft. Die An-

lage 1 dient dazu, einen verlässlichen Rahmen für die Qualifikation und den 

Einsatz von Fachkräften in stationären Einrichtungen zu schaffen. Die Her-

ausnahme anerkannter, bundesrechtlich geregelter Gesundheitsfachberufe 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BWLPERSVO&p=3&verdatabref=20231118&verdatbisref=25000101
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BWLPERSVO&p=3&x=10&verdatabref=20231118&verdatbisref=25000101


 

Seite 8 von 11 

ohne ersichtliche fachliche Grundlage führt zu Rechtsunsicherheit, er-

schwert die Personalplanung und steht im Widerspruch zu dem Ziel, den in-

terprofessionellen Einsatz therapeutischer Fachkräfte im Sinne eines moder-

nen, multiprofessionellen Versorgungskonzeptes zu stärken.  

Es werden folgende Änderungen vorgeschlagen: 

Nummer 2 der Anlage 1 wird wie folgt geändert: 

Die Berufsbezeichnungen Podologinnen und Podologen, Masseurinnen und 

medizinische Bademeisterinnen und Masseure und medizinische Bademeis-

ter werden wieder in den Katalog der anderen Fachkräfte aufgenommen. 

Zu § 11 - Nachtdienst 

In § 11 Abs. 1 Satz 3 ist neu eine ausdrückliche Regelung vorgesehen, dass 

die Behörde im Einzelfall einen höheren Personalschlüssel festsetzen kann, 

wenn die Bedarfslage der Bewohnerklientel dies im Einzelfall erfordert.  

Schon bislang handelt es sich bei der Vorgabe des Schlüssels von 1 zu 45 

um eine Mindestvorgabe. Die Begründung zu § 11 Abs. 2 entspricht im We-

sentlichen auch der bisherigen Begründung zu § 10 LPersVO. Dennoch 

bringt Satz 3 eine hervorhebende Betonung. Wenn das Ministerium an vie-

len Stellen Klarstellungen aus der Verordnung streicht oder in die Begrün-

dung verschiebt und an dieser Stelle ausdrücklich neu auf die Möglichkeit 

der Festsetzung eines höheren Personalschlüssels hinweist, verleiht dies der 

Abweichung nach oben ein deutlich größeres Gewicht. 

Die Besetzung in der Nacht bleibt ein häufiger Konfliktpunkt, da die Ver-

schiebung von Personal in den Nachtdienst auf Kosten der Versorgung im 

Tagdienst geht. Einrichtungen mit ungünstigen baulichen Gegebenheiten 

können diese nicht einfach durch mehr Personal ausgleichen.  

Es werden folgende Änderungen vorgeschlagen: 

Forderung der Verbände ist die unveränderte Fortführung der Nachtdienst-

regelung: 

§ 11 Abs. 1 Satz 3 ist zu streichen.  

Zu § 12 Abs. 3 – Fachlichkeit und Personalbesetzung  

 

Ziel der gesetzlichen Neuregelung durch das TPQG war unter anderem, die 

ordnungsrechtlichen Vorschriften so zu entschlacken, dass im TPQG nur 

noch Ordnungsrecht im engeren Sinne geregelt wird und keine Dinge mehr, 

die nicht ins Ordnungsrecht gehören.  
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Aufgabe des Ordnungsrechts ist die Gefahrenabwehr. In der Eingliederungs-

hilfe lässt sich keine sinnvolle pauschale Vorgabe zu dem für die Gefahren-

abwehr erforderlichen Personalvolumen festlegen.  

Zudem wird ein relevanter Teil der Leistungen außerhalb des Prüfauftrags 

der Heimaufsicht erbracht, z.B. Freizeitgestaltung außerhalb der Einrichtung. 

Des Weiteren können in einem Leistungsbescheid zwei Leistungserbringer 

benannt sein. Insoweit ist die Anknüpfung an die vereinbarte Personalaus-

stattung schlicht falsch.  

 

Das Leistungsrecht lässt erhebliche Bandbreiten zu. Wenn das Ordnungs-

recht in der Altenpflege entsprechend seinem Auftrag der Gefahrenabwehr 

korrekterweise Bezug auf die erforderliche Mindestausstattung nimmt, ist es 

eine nicht sachgerechte Ungleichbehandlung, wenn in der Eingliederungs-

hilfe auf einen Maßstab Bezug genommen wird, der individuell verhandelt 

wird. 

 

Bei einer vollständigen Kongruenz von leistungsrechtlicher und ordnungs-

rechtlicher Personalmenge werden durch die Änderung einer leistungsrecht-

lichen Vereinbarung zwischen zwei Parteien ordnungsrechtliche Maßstäbe 

verschoben und bestimmt. Durch den Abschluss einer Leistungsvereinba-

rung mit geringerer Personalausstattung würde sich von einem Tag auf den 

anderen das ordnungsrechtliche Niveau für die Leistungsberechtigten ver-

schlechtern. Dem Ordnungsrecht ist es jedoch fremd, dass es privatautonom 

geändert werden kann. Dies gilt umso mehr, als der Entwurf hier keine Ver-

mutungsregelung enthält, sondern eine „Muss-Vorgabe“. 

 

Die jetzige Regelung würde in ihrer Konsequenz dazu führen, dass bei jeder 

– noch so minimalen – Unterschreitung der Personalmenge oder der Fach-

kraftquote, ordnungsrechtliche Vorgaben nicht mehr erfüllt wären, denn nur 

bei vollständiger Anwesenheit des gesamten Personals wäre die Vorgabe 

des § 4 Absatz 3 Nummer 1 TPQG erfüllt.  

 

Vor diesem Hintergrund sollte (wie im bisherigen Recht) davon Abstand ge-

nommen werden, die erforderliche Zahl und Qualifikation der Beschäftigten 

per Verordnung zu konkretisieren. 

 

In der Begründung der TPQGAVO-E ist ausgeführt, dass die zuständige Be-

hörde insbesondere berücksichtigen soll, „ob im Sinne der Gefahrenabwehr 

ein Einschreiten erforderlich ist, weil ihre Prüfung beispielsweise Mängel in 

der Pflege ergeben hat oder, ob aufgrund der Personalunterschreitung ledig-

lich einzelne Teilhabeleistungen nicht erbracht werden können“. 

 

Dieser Hinweis in der Begründung stützt die Auffassung der Leistungser-

bringer, dass nicht jede Unterschreitung der leistungsrechtlich vereinbarten 

Soll-Personalmenge ordnungsrechtlich bedenklich ist und eine Gefahr für 

die Bewohnenden besonderer Wohnformen darstellt. Faktisch braucht es 

also immer eine Einzelfallbewertung durch die Heimaufsicht.  
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Sofern das Ministerium weiter an einer konkretisierenden Vorgabe festhält, 

wird auf die Maßzahl von 70 % verwiesen, die auf der Erfahrung der Ver-

bände beruht, welche von diesen bereits mit Stellungnahme vom 31.07.2025 

gefordert wurde. Die Einschätzung entspricht im Übrigen dem Verhältnis aus 

der Mindest- und Höchstbandbreite der Personalausstattung gem. § 17 LRV/ 

§ 113c SGB XI.   

 

Es werden folgende Änderungen vorgeschlagen: 

 

Streichung von § 12 Abs. 3. 

 

Hilfsweise:  

 

(3) Die Vorgabe des § 4 Absatz 3 Nummer 1 TPQG gilt für Einrichtungen 

nach § 2 Nummer 2 TPQG regelhaft als erfüllt, wenn die Personalausstat-

tung durchgängig 70 % der in der Leistungsvereinbarung nach § 123 SGB IX 

in Verbindung mit den individuellen Leistungsbescheiden der Bewohnerin-

nen und Bewohner vereinbarten Personalausstattung entspricht.  

Zu  § 12 Absatz 4 TPQGAVO-– Personalausstattung in der Eingliederungs-

hilfe 

 

Die Regelung des § 14 Abs.3 Landespersonalverordnung hat sich in der Pra-

xis bewährt. Es ist kein Grund ersichtlich, warum diese Regelung nicht in die 

neue TPQGAVO aufgenommen worden ist. Die Begründung zur Ausfüh-

rungsverordnung schweigt zu dieser Frage. Eine Abweichung ohne erkenn-

bare inhaltliche Begründung birgt das Risiko von Rechtsunsicherheit, Pla-

nungsrisiken und einem Bruch etablierter Standards. Die Möglichkeit, Aus-

zubildende im dritten Ausbildungsjahr in einem begrenzten Umfang anzu-

rechnen, ermöglicht es den Einrichtungen, die Auszubildenden angemessen 

einzuplanen und gleichzeitig einen kontinuierlichen Ausbildungsbetrieb si-

cherzustellen. Der Wegfall dieser Regelung führt zu zusätzlichen Personalen-

gpässen, die angesichts des bekannten Fachkräftemangels nicht kompen-

sierbar sind.  

 

Schülerinnen und Schüler im dritten Ausbildungsjahr verfügen nachweislich 

über fortgeschrittene fachliche und praktische Kompetenzen. Sie arbeiten in 

vielen Einrichtungen bereits weitgehend eigenständig unter fachlicher Anlei-

tung mit.  

 

Es werden folgende Änderungen vorgeschlagen: 

 

Als neuer § 12 Absatz 4 wird aufgenommen: 

 

Schülerinnen und Schüler, die sich im dritten Ausbildungsjahr zur Fachkraft 

nach § 7 Absatz 3 befinden, dürfen auf den Anteil der Fachkräfte oder bei  
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der Bemessung der Fachkräfte nach Absatz 1 Satz 1 höchstens mit einem 

Anteil von 0,2 Vollzeitäquivalenten berücksichtigt werden. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

     

Beatrix Vogt-Wuchter                            

Vorstandsvorsitzende                 

                                                                              

 


